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1 
Bewilligung einer Wohnung
Für die Dauer des Asylverfahrens gilt: Für die Bewilligung einer eigenen Wohnung  und Bezahlung der Miete ist in Köln das Amt für Soziales und Senioren, Leistungen nach dem AsylbLG, der Stadt Köln zuständig: Neusser Straße 155, 50733 Köln, Postfach 10 35 64, 50475 Köln, Telefon 0221 / 221-98550, Telefax 0221 / 221-98167. Terminanfragen per Email möglich: sozialamt.asylangelegenheiten@stadt-koeln.de
Mit Ablauf des Monats, in dem das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge den Ausländer als Asylberechtigten anerkannt hat,  ist das Jobcenter für Bewilligung und Mietzahlungen zuständig. Die erste Anlaufstelle ist das Jobcenter des Stadtteils der Wohnungsnahme.

Gesetzlich vorgeschrieben ist die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft nur für die ersten drei Monate nach Asylantragstellung (§47 Abs.1 AsylG). Dies gilt auch für Asylsuchende die lediglich im Besitz eines Ankunftsnachweises (BüMA)sind aber den Asylantrag noch nicht stellen konnten. Danach erhalten Asylbewerber die Bewilligung in eine eigene Wohnung entsprechender Mietobergrenzen zu ziehen. Die Bewilligung wird in Köln in Form eines Papiers mit der Überschrift „Belehrung bzgl. Mietobergrenze“ erteilt. Die Obergrenzen von Wohnungsgröße und Mietkosten richten sich nach den örtlichen „Kosten der Unterkunft“ (KdU). Bezüglich der Wohnungsgröße ist wesentlich, wie viele Personen in die Wohnung einziehen. 
In NRW gilt die sog. Wohnsitzauflage d.h. Geflüchtete die Sozialleistungen beziehen sind verpflichtet ihren Wohnsitz in der Kommune zu nehmen, der sie zugeordnet sind (in unserem Fall zur Stadt Köln). Das bedeutet, dass sich die Suche einer eigenen Wohnung auf die Grenzen der Stadt Köln beschränken muß.
2 Mietobergrenzen
Seit dem 01. 01.2020 gelten für Köln folgende Mietobergrenzen. Sie entsprechen denen für ALG-II-Bezieher:
	Personen
	Wohnungsgröße
	Bruttokaltmiete 
	Heizkosten
	Warmmiete
	Warmmiete mit Warmwasserkosten als Teil der Miete

	1 
	  50 m² 
	   651 €
	  65,00 €
	   716,00 €
	   721,00 €

	2 
	  65 m² 
	   788 €
	  84,50 €
	   872,50 €
	   892,00 €

	3 
	  80 m² 
	   939 €
	104,00 €
	1.043,00 €
	1.067,00 €

	4 
	  95 m² 
	1.095 €
	123,50 €
	1.218,50 €
	1.247,00 €

	5 
	110 m² 
	1.251 €
	143,00 €
	1.394,00 €
	1.427,00 €

	6
	125 m²
	1.409 €
	162,50 €
	1.571,50 €
	1.609,00 €

	7
	140 m²
	1.567 €
	182,00 €
	1.749,00 €
	1.791,00 €

	8
	155 m²
	1.725 €
	201,50 €
	1.926,50 €
	1.973,00 €

	9
	170 m²
	1.878 €
	221,00 €
	2.099,00 €
	2.150,00 €

	10
	185 m²
	2.036 €
	240,50 €
	2.276,50 €
	2.332,00 €

	+ 1 Person
	+ 15 m²
	+158 €
	+19,50 €
	+177,50 €
	+ 4,50 €


Die Mietobergrenze ist für Bruttokaltmieten (= Nettokaltmiete inklusive kalter Nebenkosten) zugrunde zulegen. Heizungs- und Warmwasserkosten werden gesondert berücksichtigt. Die Nebenkosten enthalten Kosten wie Kaltwasser, Müllabfuhr, Grundsteuer, Hausmeister usw.

Der personenbezogene Höchstbetrag wird bei Wohnungen auch unter der maximalen Wohnungsgröße als angemessen akzeptiert. Eigentlich ist auch eine „zu große“ Wohnung erlaubt, wenn die vorgesehene Bruttokaltmiete nicht überschritten wird. Auf diese Regel muss man jedoch manche Mitarbeiter hinweisen.

Für Wohngemeinschaften gelten je Bewohner die Obergrenzen für eine Person.

Heizkosten werden bis zu einer Höhe von max. 1,30 €/qm bzw. von 1,60 €/qm der tatsächlichen Wohnfläche bei erhöhtem Wärmebedarf (z.B. chronisch Kranke) übernommen.  Kosten für Warmwasser bis 0,30€ pro qm der angemessenen Wohnfläche.
Erfolgt die Abwicklung über das Auszugsmanagement (s.u.), können ggfs. Überschreitungen der Mietobergrenzen akzeptiert werden, wenn es sich um den Auszug aus einer Flüchtlingsunterkünft handelt und der Bedarf besonders begründet wird (gesundheitliche Gründe, gute Integrationsleistungen etc.). Das Auszugsmanagement  richtet dazu eine schriftliche Stellungnahme an das Wohnungsamt welches sich mit dem Jobcenter/Sozialamt abstimmt.

3 Wohnberechtigungsschein für öffentlich geförderte Wohnungen

Mit einem Wohnberechtigungsschein (WBS) können Sie in eine Wohnung ziehen, die mit öffentlichen Mitteln gefördert wird. Ein WBS stellt jedoch keinen Anspruch auf eine geförderte Wohnung dar. Ob Sie einen Wohnberechtigungsschein bekommen können, hängt von der Höhe Ihres Einkommens ab. Er gilt nur für jeweils das Bundesland, in dem er ausgestellt wurde. Ein Wohnberechtigungsschein aus Köln gilt also im gesamten Bereich von Nordrhein-Westfalen.

Mit dem Bescheid vom BAMF können anerkannte Flüchtlinge und  Flüchtlinge mit subsidärem Schutz einen WBS beantragen.  Für Asylbewerber ist dies nicht möglich. Bei Geduldeten ist wohl teilweise auch ein WBS möglich.

Der Wohnberechtigungsschein behält seine Gültigkeit für zwölf Monate. Details und Download Anträge: http://www.stadt-koeln.de/service/produkt/wohnberechtigungsschein-wbs
Ein WBS sollte rechtzeitig beantragt werden, da die Bearbeitung einige Zeit in Anspruch nehmen kann.
4 Schufa

Von vielen Vermietern wird eine Schufa-Auskunft verlangt. Auch wenn die kostenlose Schufa Auskunft auf der Homepage nicht wirklich beworben wird, so kann dies mit nur wenigen Klicks bestellt werden: www.meinschufa.de aufrufen, Link „Datenkopie nach Art. 15DS-GVO)“ unten links wählen. Der Versand erfolgt dann an die der Schufa bekannten Anschrift. Hochladen von Dokumenten ist dann nicht mehr notwendig wenn bei der Bank die aktuelle Anschrift schon einige Zeit bekannt ist.

Nachteil der kostenlosen Schufa gegenüber der „Bonitätsauskunft“: Der Vermieter sieht alle Informationen und auch den Score-Wert. Bei der Bonitätsauskunft gibt es ein „Zertifikat“ auf dem nur steht: „Es liegen ausschließlich positive Informationen vor“. Hier ist im Einzelfall zu entscheiden.

5 Wohnungen finden - Quellen

1. Große Vermieter, Wohnungsgesellschaften
Darunter sind städtische Gesellschaften und Wohnungsbaugenossenschaften sowie Immobilien-Fonds-Besitzer (Deutsche Annington, GAG, GEWOG). In der örtlichen Tageszeitung, unter www.immobilienscout24.de und unter www.wohnungsbaugenossenschaften.de tauchen die größten Vermieter häufig auf. Man kann sich bei vielen Wohnungsgesellschaften auf Wartelisten eintragen.

· GAG - Gemeinnützige AktienGesellschaft für Wohnungsbau (Homepage, Wikipedia) Gründung 1913, zu 88% im Besitz der Stadt Köln, mit ca. 44.000 Wohnungen für 100.000 Men
schen ist die GAG Kölns größte Vermieterin. Für eine Wohnung muss man sich mit Interessenten
bogen und bei öffentlich geförderten Wohnungen mit WBS (Wohnberechtigungsschein) alle 6 Monate erneut registrieren (FAQ, WBS wann?). Für Geflüchtete in Unterkünften vermittelt das Auszugsmanagement v.a. GAG-Wohnungen. 

· ASG – Antoniter Siedlungsgesellschaft im Evangelischen Kirchenverband: www.antoniter.de Wohnungsbörse https://www.antoniter.de/wohnen-und-wohnungssuche/ Kontakt: Tel. 0221- 931211-0, E-Mail: info@asg.koeln Allgemeine Wohnungsbewerbung an wohnungsbewerbung@asg.koeln. 

· ASW - Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft – katholisch (Wikipedia) Wohnungssuche: https://www.aachener-swg.de/mieten.html / auf Immobilienscout24 
Man kann sich bei vielen Wohnungsgesellschaften auf Wartelisten eintragen.
2. Internet Portale www.immoblienscout24.de, www.immowelt.de und www.immonet.de
Unter http://www.immobilienscout24.de/Anbieter sind Vermieter vor Ort kontaktierbar. Interessant ist die „Copy + Paste“-Funktion. Das einmal formulierte Anliegen kann direkt an das Email-Formular weiterer Vermieter gesendet werden. 
3. E-Mail-Agent Immobilen-Portale
Auf http://www.immobilienscout24.de, www.immowelt.de und www.immonet.de lassen sich neu zu vermietende Wohnungen per Email-Agent, zugeschnitten auf Wohnungsgröße, Mietkosten und Ort zusenden.
4. Weitere Vermietungsportale
Auch die Privat-zu-Privatseiten (www.wohnungsboerse.net , www.ebay.de) und die Online-Kleinanzeigen-portale (www.ebay-kleinanzeigen.de ; www.deineAnzeigenwelt.de; www.kleinanzeigen.de; www.quoka.de; www.markt.de; www.kalaydo.de) und die Immo- Online-/Print-Anzeigen von Tageszeitungen können hilfreich sein.
5. Auszugsmanagement
Das Auszugsmanagement ist ein Projekt, das gemeinsam von der Stadt Köln mit drei Trägern der Flüchtlingsarbeit durchgeführt wird: Kölner Flüchtlingsrat, Deutsches Rotes Kreuz sowie der Caritasverband. Ziel ist es, Flüchtlinge und unterstützende Flüchtlingspaten bei der Wohnungssuche innerhalb Kölns zu unterstützen und den Auszug aus städtischen Flüchtlingsunterkünften zu ermöglichen. (s. http://www.stadt-koeln.de/leben-in-koeln/soziales/koeln-hilft-fluechtlingen/auszugsmanagement ).

Der Zugang zum Projekt erfolgt für Flüchtlinge über die Sozialarbeiter/-innen des Amtes für Wohnungswesen, die für die jeweiligen Wohnheime zuständig sind. Die Auswahl erfolgt anhand spezifischer Kriterien: 

· Besondere Schutzbedürftigkeit 

· Bleiberechtsperspektive 

· Positive Sozialprognose 

· Dauer des Aufenthalts u.a. 

Nur so können Flüchtlinge auf der Liste des Auszugsmanagements aufgeführt- und zu einem Beratungsgespräch eingeladen werden.

Der Kölner Flüchtlingsrat bietet eine offene Sprechstunde  jeden Donnerstag 10:00 - 12:00 Uhr im Haus der Evangelischen Kirche Kartäusergasse 9-11, 50678 Köln (Altstadt-Süd)

Eine solche Sprechstunde bieten inzwischen alle Träger an .

6. Projekt "Zusammenleben Willkommen - WG-Zimmer für geflüchtete Menschen”
Ziel des bundesweiten Projekts ist es, Wohnraumgebende und Menschen mit Fluchtgeschichte zusammenbringen um ein solidarisches Zusammenleben auf Augenhöhe zu ermöglichen. Dies erreichen wir durch die Beratung von Menschen, die in Sammelunterkünften wohnen und ihre Vermittlung in private Wohngemeinschaften bzw. gemeinschaftliche Wohnkontexte. 

Anna So-Shim Schumacher arbeitet seit Mai von Köln aus als Regionalkoordinatorin. Im Fokus steht der Aufbau eines Netzwerkes von Ehrenamtlichen, über die dann lokal Aktivitäten zur Wohnraumberatung und Akquise von Wohnangeboten angeboten werden.

Mehr Informationen zum Projekt: www.zusammenleben-willkommen.de
7. Maklerschein
Unter bestimmten Bedingungen ist die Stadt Köln bereit, die Vermittlungsgebühr für Makler (Maklerprovision) zu übernehmen. Die entsprechende Übernahmeerklärung kann bei der Fachstelle Wohnen beantragt werden.

6 Wohnung finden – Probleme

Für Flüchtlinge und ihre Flüchtlingspaten ist die Wohnungssuche in Köln eine echte Herausforderung. Manche Vermieter sind sich unsicher, ob sie an Flüchtlinge vermieten. Manchen fehlt die Grundinformation, dass das Mietverhältnis zwischen Vermieter und Flüchtling (und nicht mit dem Sozialamt/Jobcenter) geschlossen wird und dass die Bezahlung der Miete direkt zwischen Vermieter und Sozialamt/Jobcenter erfolgen kann.

Grundsätzlich ist die Wohnungssituation in Köln so, dass sich Vermieter (direkt oder über Makler) ihre Mieter aus einer Vielzahl von Bewerbern auswählen können. Bereits kurz nach Veröffentlichung eines Wohnungsangebots melden sich meist viele Mietinteressenten – es kommt also darauf an schnell zu reagieren. 

Die Vorbehalte an Flüchtlinge zu vermieten sind vielfältig. Hier einige Reaktionen mit denen zu rechnen ist:

· keine Vermietung an Ausländer

· keine Vermietung an Moslems

· keine Vermietung, wenn das Sozialamt zahlt (schlechte Erfahrungen mit Sozialhilfeempfängern gemacht (z.B. Vandalismus))

· keine Vermietung an Asylbewerber weil sie nach Asylgenehmigung oder nach Arbeitsaufnahme den Ort wechseln könnten

· keine Vermietung an Asylbewerber oder Geduldete weil ihr Status/Dauer des Bleiberechts ungewiss ist

· keine Vermietung an Flüchtlinge weil sie weitere Familienmitglieder nachziehen lassen könnten

Es geht also darum einen Vermieter mit einer passenden Wohnung zu finden, der grundsätzlich bereit ist Flüchtlingen zu helfen. Erfahrungsgemäß ist die direkte telefonische Ansprache von privaten Anbietern am erfolgversprechendsten. Maklern geht es primär um schnelles, reibungsloses Vermieten. Bei der telefonischen Ansprache oder per Email kommt es darauf an die Hilfsbereitschaft zu appellieren und Vorbehalte zu nehmen. 

Folgender Text dazu als Beispiel: 

„Sehr geehrte Damen und Herren, ich suche dringend eine Wohnung für eine junge Syrische Familie. Sie sind gebildet (er - Hochschulabschluss in Physik, sie - Laborantin), haben eine kleine Tochter von 2 1/2 Jahren und leben seit 3 Monaten in einer Notunterkunft (Turnhalle) in Porz. Es sind anständige, nette Leute die sich in Deutschland integrieren wollen (besuchen derzeit einen Deutschkurs, sprechen fließend englisch). Die Voraussetzungen für die Mietkostenübernahme durch das Sozialamt sind gegeben. Ich werde die Familie im gesamten Ablauf bis einschließlich Umzug etc. begleiten und stehe als Ansprechpartner zur Verfügung. Ich bitte Sie um einen Besichtigungstermin.“
7 Wohnungsbesichtigung und Mietangebot

Bei der Besichtigung einer Wohnung sollte die Flüchtlingsfamilie möglichst vollständig anwesend sein, damit ein direkter persönlicher Draht zwischen Vermieter und Flüchtlingen hergestellt werden kann. Ist man sich grundsätzlich mit dem Vermieter einig, wird der Vermieter gebeten ein Mietangebot zu machen. Dazu gibt es ein Formular vom Amt für Soziales bzw. Jobcenter: 
https://formular-server.de/Koeln_FS/findform?shortname=50-F04_VermietBesch&formtecid=3&areashortname=koeln_html
Bei Wohnungsbesichtigungen immer mitbringen: Schufa Auskunft, ggfs. WBS, Nachweis über Sozialleistungen, Ausweispapiere.

Sonderregeln bei WG-Zimmern:
auch bei WG-Zimmern muss neben der Größe des Zimmers die Gesamtgröße der Wohnung angegeben werden

die Nebenkosten müssen anteilmäßig aufgeschlüsselt werden. 
8 Genehmigung durch das Sozialamt bzw das Jobcenter

Vor Abschluss eines Mietvertrags sollte man das Mietangebot durch das Sozialamt bzw das Jobcenter genehmigen lassen (s. Hinweise zu Mietobergrenzen). Die Vereinbarung eines Termins ist sinnvoll um lange Wartezeiten zu vermeiden. 

Herr Taschenmacher vom Sozialamt hat angeboten, dass Ehrenamtliche / Begleitepersonen, die Flüchtlinge unterstützen, gerne per Mail eine Terminanfrage stellen können: sozialamt.asylangelegenheiten@stadt-koeln.de
Nach Genehmigung  des Wohnungswechsels und Genehmigung der Kautionszahlung (s.u.) kann der Mietvertrag geschlossen werden. 

Es ist unbedingt vorher ein Antrag auf Übernahme der Doppelmiete zu stellen. Das Jobcenter kann den Antrag ablehnen, wenn dieser erst nach Unterzeichnung des Mietvertrages gestellt wurde. Die Doppelmiete fällt in der Regel auch an, wenn aus einer Flüchtlingsunterkunft ausgezogen wird, da man häufig noch renovieren muss und Möbel besorgt werden müssen. Man muss erst vier Wochen nach Genehmigung der Erstausstattung (s.u.) umziehen (wenn der Antrag auf Doppelmiete gestellt wurde).

Es sollte  immer  die direkte Mietzahlung  des  Amtes  an die Vermieter  vereinbart werden (Abtretungserklärung).  Separat  zu zahlende Heizkosten werden mit den monatlichen Leistungen ausgezahlt.
9 Genehmigung der Kautionszahlung 

Für die  Übernahme der bei Bezug einer neuen Wohnung  zu entrichtenden Kaution (üblich 2-3 Monatsmieten Grundmiete) ist die Fachstelle Wohnen des Amtes für Soziales und Senioren, Ottmar-Pohl-Platz 1, 51103 Köln (anmelden am Infopoint im 2. OG.), zuständig. Eine Vorsprache dort hat grundsätzlich erst dann zu erfolgen, wenn dem Umzug seitens des Sozialamtes bzw. des Jobcenters Köln zugestimmt wurde. Die Übernahme der Kaution ist unbedingt vor Abschluss eines neuen Mietvertrages und vor Einzug in eine neue Wohnung zeitnah zu beantragen. Eine Kaution wird als Darlehen der Stadt Köln erbracht. Das Darlehen für eine Kaution wird in monatlichen Raten (10% der SGBII Leistungen) abgezahlt. Details zum Verfahren auf: http://www.stadt-koeln.de/service/produkt/kaution-sicherheitsleistung-antrag-auf-kostenuebernahme-1
Kautionsforderungen  werden mit einem Formular „Antrag auf Leistungen zu Wohnungsbeschaffung und Wohnungserhaltung“ beantragt:
https://formular-server.de/Koeln_FS/findform?shortname=50-F38_Wohnbes&formtecid=3&areashortname=koeln_html
Dem Antrag muss beiliegen:

· Ausweise aller Familienmitglieder (Kopien) 

· Steuer-Identifikationsnummern aller Erwachsenen (Kopie; zurzeit wird dieses nur bei Genossenschaftswohnungen gefordert)

· Mietangebot (Original)

· Bescheid vom Jobcenter, dass das Mietangebot genehmigt ist.

· Bescheinigung des Jobcenters über die Notwendigkeit des Umzugs (ist in der Regel im Bescheid des Jobcenters, dass das Mietangebot genehmigt ist, enthalten)

· Es wird im Formular auch der letzte Leistungsbescheid des Jobcenters (Kopie) verlangt. Laut Mitteilung der Fachstelle Wohnen, gilt dieses jedoch nicht für die Beantragung einer Kaution. Das Formular wird auch noch für andere Zwecke benötigt. In diesen Fällen kann es vorkommen, dass der Leistungsbescheid benötigt wird.

· Es sind Unterschriften des Antragstellers, Ehepartners/Partners und aller volljährigen Haushaltsangehörigen (die einziehen) an den jeweils gekennzeichneten Stellen im Antrag und auf den beigefügten Vordrucken notwendig.

· Der Ehepartner muss bei Antragsstellung dabei sein. Wenn das nicht möglich ist, muss eine Vollmacht vorgelegt werden. Ob dieses auch für die weiteren volljährigen Haushaltsangehörigen gilt, ist das nicht ausdrücklich beschrieben. Aufgrund der restriktiven Sachbearbeitung ist es aber sinnvoll, dass sie auch mitkommen (oder eine Vollmacht geben).

Das Formular für eine Vollmacht findet man direkt unter dem Antrag auf Kaution auf o.g. Seite.
Menschen, die vom Sozialamt (Standort Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz) unterstützt werden, entfällt der Schritt bei der Fachstelle Wohnen. Der Antrag auf Kaution wird dort direkt mit bearbeitet.
Die Abtretungserklärung für das Kautionsguthaben kann jetzt bereits mit dem Antrag eingereicht werden.

Damit wird aus den bisher drei Schritten (Versand des Antrags an die Wohnbeschaffungshife durch den Antragsteller, Versand der vorausgefüllten Abtretungserklärung an den Antragsteller durch die Fachstelle Wohnen, Zurückschicken der Abtretungserklärung durch den Antragsteller an die Wohnbeschaffungshilfe) ein Schritt (vollständige Einreichung aller Unterlagen durch den Antragsteller).

Wir Unterstütztenden müssen uns also auch nicht mehr zweimal mit den von uns Unterstützten treffen, um an die Unterschriften zu kommen.
 
Es hat auch noch eine weitere Erleichterung für die Mieter gegeben. Sie müssen das Mietangebot nicht mehr unterschreiben. Damit besteht auch nicht mehr die Gefahr, dass der Vermieter in den Mietvertrag ungünstige Klauseln schreibt und der Mieter aufgrund der Verpflichtung nicht die Unterzeichnung des Mietvertrages verweigern kann.

Angenehmer Nebeneffekt ist auch hier: Das Mietangebot kann (wenn es auf elektronischem Weg kommt) so wie es ist an die Behörden weitergeleitet werden. Es ist kein Ausdruck, Mieterunterschrift und neu einscannen mehr notwendig.
 
Dann gibt es noch eine Erleichterung: Bei Verwendung des Onlineformulars für den Kautionsantrag müssen nur die Seiten ausgedruckt werden, die Eingaben enthalten. Vor allem die Seiten für die "weiteren Personen" brauchen damit nicht mehr ausgedruckt zu werden. Die Fachstelle Wohnen hat aber auch die städtische IT gebeten, das entsprechend umzuprogrammieren. Dann erscheinen die Seiten hoffentlich zukünftig nicht mehr in der Druckversion.
 
Die entsprechenden Formulare sind angefügt. Die Umsetzung als Onlineformular erfolgt noch durch die städtische IT.
 
10 Einreichen des Mietvertrages

Eine Kopie des Mietvertrages muss beim Sozialamt oder Jobcenter eingereicht werden.

Bei Untermietverträgen (kommen häufig beim Einzug in eine Wohngemeinschaft vor) wird vom Kostenträger häufig verlangt, dass auch eine Kopie des Hauptmietvertrages (zwischen dem Eigentümer und einem Mitbewohner) mit eingereicht wird. Hier muss erkennbar sein, dass die Untervermietung erlaubt ist.

Erfolgt die Warmwasseraufbereitung dezentral (z.B. über Durchlauferhitzer oder Gastherme in der Wohnung) sollte darauf hingewiesen werden, sodass vom Kostenträger ein Zusatzbetrag an den zu Unterstützenden gezahlt wird.

11 Zahlung der Miete

Es ist möglich, dass das Sozialamt oder Jobcenter die Miete direkt an den Vermieter zahlt. Dieses Verfahren ist zu empfehlen, da dann der Zwischenschritt über das Konto des Mieters wegfällt. Insbesondere gilt diese Empfehlung, wenn der Geflüchtete mit der Abwicklung von Bankgeschäften in Deutschland noch nicht voll vertraut ist.

Das Jobcenter verlangt, dass der Mieter hierum schriftlich bittet.

Das Sozialamt macht dieses eigentlich auf eine mündliche Bitte hin. Es ist aber schon vorgekommen, dass das Sozialamt die Umsetzung vergessen hat. Daher sollte man auch hier eine entsprechende Erklärung abgeben.

12 Gewährung von Beihilfen für die Wohnungserstausstattung

Sofern die Wohnung nicht vollständig möbliert ist, wird bei erstmaliger Anmietung einer Wohnung ein Zuschuss zur Erstausstattung gewährt. Auf  formlosen Antrag werden vom Amt für Soziales bzw. dem Jobcenter folgende Kosten erstattet.

· Das Sozialamt verwendet eigene Aufstellungen, um den Bedarf (pauschal) zu ermitteln. Das Jobcenter verlangt eine detaillierte Liste der notwendigen Gegenstände: Notwendige Einrichtungsgegenstände; dazu wird eine Einrichtungspauschale abhängig von der Anzahl der Personen zu Grunde gelegt; sind in der Wohnung teilweise Möbel vorhanden oder bereits eigene Einrichtungsgegenstände vorhanden, wird dies mit Abzügen berücksichtigt.

· Elektrogeräte: Erfahrungsgemäß werden Elektrogeräte (Herd, Kühlschrank, Staubsauger, Kochendwassergerät, Dampfbügeleisen) nur dann bewilligt, wenn diese jeweils explizit gefordert werden. Es gibt dann entsprechende Gutscheine die bei einem Rahmenvertragspartner der Stadt eingelöst werden können. Großgeräte werden geliefert und angeschlossen. Die Lieferung von Großgeräten kann bis zu 4 Wochen dauern.
· Auch wenn man darauf hinweist, dass die Wohnung bei Übergabe leer war, muss man noch einmal gesondert darauf hinweisen, wenn die folgenden Gegenstände fehlen: Spülbecken in der Küche,  Spültischarmatur (Wasserhahn) in der Küche, Warmwasserspeicher, Durchlauferhitzer oder Kochendwassergerät in der Küche (obwohl in der Küche nur eine Kaltwasserversorgung vorhanden ist), Badezimmerspiegel

· Für größerer Familien werden auch größere Kühlschränke und ggfs.Waschmaschinen genehmigt. Bei vorhandener Einbauküche können auch Einbaugeräte genehmigt werden.
Es gibt zwei Möglichkeiten statt der Sachleistung Geldleistungen zu beantragen:

· Hinweis auf den Datenschutz (zur Abwicklung der Sachleistung muss die Stadt die Daten an den Vertragspartner des Rahmenvertrages senden)

· Es muss eine vorhandene Küche übernommen werden oder es kann auf dem Gebrauchtmarkt nur eine Küche mit Geräten gefunden werden.
Die konkrete Abwicklung ist aber sehr schwierig und verzögert ggf. den ganzen Prozess erheblich.

· Wenn die Wohnung vor dem Einzug renoviert werden muss, können  Hilfen  beantragt werden, z.B. für Tapeten, Farben, oder fehlender Bodenbelag.

Der Antrag auf Erstausstattung wird entweder direkt beim Sozialamt oder dem JC eingereicht. Alternativ kann dies auch über das Auszugsmanagement (wenn dieses eingebunden ist) erfolgen. 

Bei klarer Fallgestaltung (z.B. Bezug einer Leerwohnung lt. Vermieter durch Bewohner*in von Hotel oder sonstiger Notunterkunft) erfolgt im Regelfall keine Bedarfsfeststellung durch den Bedarfs Festellungs Dienst (BFD) vorgeschaltet. 

Ist das Auszugsmanagement involviert, wird die Bedarfsfeststellung (Wohnung ist leer / nicht leer - dann detaillierte Angabe was vorhanden ist) bei Geflüchteten direkt durch die Träger des Auszugsmanagements erfolgen. Dies wird von den Trägern des Auszugsmanagements und von der städtischen Koordinationsstelle Auszugsmanagement unterschrieben und im Paket mit dem Mietangebot und dem Antrag der Erstausstattung verschickt. Diese Feststellung ist ausreichend und zu akzeptieren. Es erfolgt keine Nachprüfung durch den Bedarfsfeststellungsdienst (BFD) des Amtes für Soziales und Senioren oder des JC. Die sich anschließende Umsetzung erfolgt wie bisher nach Richtlinie durch die Leistungsteams.

Auch wenn das Auszugsmanagement nicht eingeschaltet ist, wird analog dazu bei ähnlich gelagerten klaren Fallgestaltungen (z.B. Bezug einer Leerwohnung lt. Vermieter durch Bewohner*in von Hotel oder sonstiger Notunterkunft) im Regelfall keine Bedarfsfeststellung durch den BFD vorgeschaltet. Ausnahme: Es bestehen begründete erhebliche Zweifel am geltend gemachten Bedarf.

Die Umsetzung (im Regelfall Gewährung der Erstausstattungspauschale inkl. der Aufträge für Elektrogeräte) erfolgt innerhalb von höchstens 10 Arbeitstagen nach Antragseingang. 

Abschlag auf beantragte Erstausstattungspauschale: Sollte im Ausnahmefall doch einmal der BFD zur Klärung eingeschaltet werden müssen, weil der Gewährung leistungsrechtlich etwas Konkretes entgegensteht, oder ergibt sich aus anderen Gründen eine Verzögerung in der Bearbeitung, wird im Regelfall eine Abschlagszahlung an Geflüchtete auf die beantragte Erstausstattungspauschale in Höhe von 50 % (ohne Weißware!) innerhalb von 10 Arbeitstagen angestrebt. Die Abschlagszahlung erfolgt zunächst ohne Bescheid (Realakt durch Zahlung) und wird im sich anschließenden Bescheid berücksichtigt. Soweit leistungsrechtlich möglich, sollten auch die Aufträge für benötigte Elektrogeräte direkt zusammen mit der Abschlagszahlung ausgegeben werden.

Nachweispflicht - Umgang mit Quittungen:

Bei der Gewährung von einmaligen Leistungen werden für bestimmte Einrichtungsgegenstände grundsätzlich Verwendungsnachweise gefordert. Diese Nachweise müssen nicht zwingend Quittungen sein. Es kommt lediglich auf den Nachweis an, dass die gewährten Pauschalen (in welcher Stückelung auch immer) für den Erwerb von Einrichtungsgegenständen (und eben nicht zweckwidrig) verwendet wurden. Wie dieser Nachweis geführt wird, steht ihnen frei. Im Normalfall kommen hier sicherlich Quittungen in Betracht, das schließt jedoch nicht aus, dass der Nachweis auch auf andere Art geführt werden kann

Bei der Bewilligung von Einrichtungsgegenständen wird auf den konkreten Bedarf abgestellt. Wenn dieser besteht, da eine z.B. bis dato leihweise zur Verfügung gestellte Matratze nun zurück gegeben werden muss, darf die Matratze nicht aus dem Bedarf gestrichen werden. Oft ist dies für den BFD aber vor Ort nicht erkennbar. Wenn gewisse Gegenstände vor Ort vorhanden sind, dürfte die erste Schlussfolgerung des BFD sein, dass diese vorhanden sind und kein Bedarf besteht. Die Leihe sollte dann explizit benannt/erwähnt werden, um Missverständnissen vorzubeugen. Als Nachweis einer Leihe kommt bei Zweifeln ggf. eine kurze schriftliche Bestätigung des Verleihers in Betracht.

Ohne Elektrogeräte werden üblicherweise folgende Beträge genehmigt:

· Alleinstehende: ca. 900 €

· Paar: ca. 1100€

· je Kind zusätzlich ca. 400€

13 Wohnungsübergabe

Bei Wohnungsübergabe ist ein Protokoll zu erstellen. Hier sind alle Schäden sowie die Zählerstände möglichst exakt aufzunehmen. Auch ist die Anzahl der übergebenden Schlüssel aufzunehmen.

Häufig hat der Vermieter ein entsprechendes Protokoll zur Hand.

Der Vermieter hat zusätzlich den Einzug in einer „Wohnungsgeberbescheinigung“ zu bestätigen.
https://formular-server.de/Koeln_FS/findform?shortname=02-F17_WohnGeberBest&formtecid=3&areashortname=koeln_html
14 Möbelsuche

Gebrauchtmöbel sind bei verschiedenen gemeinnützigen Kölner Möbellagern zu finden. Siehe dazu http://koelns-zweite-hand.de/index.html
https://www.altkleiderkoeln.de/hilfsorganisationen/partner/verbund-gemeinnuetziger-koelner-moebellager-ev-moebelhalle-riehl.html
Das Mütze Möbellager in Mülheim:  http://muetze-buergerhaus.de/
Die Diakonie Michaelshoven erhält häufig Möbel- und andere Sachspenden. Kontakt Frau Krawinkel,  0221 9956-1131, m.krawinkel@diakonie-michaelshoven.de)
Eine gute Quelle ist auch Ebay für preiswerte und zum Teil kostenlose Möbel. https://www.ebay-kleinanzeigen.de/
15 Transport
Die Bürgerstiftung Köln ermöglicht in Zusammenarbeit mit dem Forum für Willkommenskultur die Finanzierung von Lastentaxis, z.B. für den Transport von Küchen oder sperrigen Möbeln, die kostengünstig aus privater Hand gekauft wurden. Schnell und unkompliziert (und sofern Mittel vorhanden sind)! 

Bei der Erstausstattungspauschale sind Transportkosten nicht vorgesehen. Zwar kann ein Antrag auf Finanzierung eines Umzugs gestellt werden. In den meisten Fällen stellen Geflüchtete jedoch erst nach dem Auszug aus einer städtischen Unterkunft ihren Hausrat mühsam zusammen. Der Transport dieser Möbel ist zumeist aufwändig und teuer. Durch die Finanzierungshilfe soll dieses Problem gelöst werden. 

Unterstützung bei den Kosten eines Transporters können angefragt werden bei: 

Daniel Wyszecki, Forum für Willkommenskultur, c/o Kölner Flüchtlingsrat e.V. E-Mail: wyszecki@koelner-fluechtlingsrat.de, Telefon: 0160/3421551 .
Weitere dringend notwendige Bedarfe von Engagierten für die Unterstützung beim Thema Umzug können - und müssen vorab! - im Einzelfall telefonisch besprochen werden. So wurde z.B. von einer Initiative der Bedarf genannt, dass Sie eine Finanzierung für einen Handwerker benötigen, um den Wasseranschluss nach erfolgreichem Aufbau einer Küche zu tätigen. Ziel einer Finanzierung ist dabei die Förderung des Engagements und die Vermeidung von Schadensfällen und damit einhergehenden Problemen für freiwillig Engagierte. Ob eine Finanzierung möglich ist, muss im Einzelfall geklärt werden.
16 Ummeldung, Umzug

Mit dem Umzug sollten folgende Schritte nicht vergessen werden:
· Ummeldung des Wohnsitzes bei einem der Bezirks-Einwohnermeldeämter innerhalb von 2 Wochen. Dazu ist die Wohnungsgeberbestätigung vorzulegen. Die Ummeldung kann frühestens ab dem in der Wohnungsgeberbescheinigung bestätigten Einzugstag erledigt werden. Sie ist spätestens innerhalb von vierzehn Tagen nach Einzug in die Wohnung vorzunehmen.
· Unabhängig vom Wohnbezirk kann man sich im Kundenzentrum der Wahl ummelden. Dort wird auch die Änderung der Anschrift im Aufenthaltstittel vorgenommen. Man erhält anschließend eine Meldebestätigung, die man an zahlreiche Institutionen und Behörden schicken muss.
· Anmeldung beim Stromversorger

· Anmeldung beim Gasversorger (falls eigener Gaszähler)
· Anmeldung beim Internet Provider
· Mitteilung der neuen Adresse an Familienkasse (Kindergeld), Bank, Schule, Kindergarten , Versicherung, Sozialamt/Jobcenter, Ausländerbehörde, BAMF
· Nachsendeauftrag einrichten
· Für Asylbewerber ist wichtig dass dem BAMF die aktuelle Anschrift mitgeteilt wird, da das BAMF hierüber nicht immer automatisch von anderen Behörden informiert wird. 
17 Weitere Punkte 

· Telefon/Internet; Unterstützung  bei Vertragsabschluss

· Strom/Gas; auf mögliche Nachzahlungen bei Betriebskostenabrechnung hinweisen. Die Nebenkosten werden meist jährlich abgerechnet.  Fallen Mehr- oder Minderkosten an, sind diese mit Kopie der Nebenkostenabrechnung dem Sozialamt/Jobcenter vorzulegen.

Bei der Bemessung der Abschläge für Strom/Gas ist unbedingt auf realistische Größen zu achten.

· Rundfunkbeitrag; Asylbewerber/SGBII Bezieher müssen keinen Rundfunkbeitrag (früher GEZ-Gebühr) zahlen. Dennoch wird automatisch nach der Ummeldung beim Einwohnermeldeamt ein Bescheid über den Rundfunkbeitrag verschickt. Darauf ist mit einem Antrag auf Befreiung zu reagieren. (http://www.rundfunkbeitrag.de/)
· Informieren über Mülltrennung, Ruhezeiten

· Praktisch ist der on-line Müllkalender.  Dieser wird mit dem folgenden Link aufgefrufen und nach Eingabe der Adresse werden die Tage für die Leerung  der verschiedenen Tonnen dargestetllt.

· Fahrkarten KVB; Köln-Pass beim Amt für Soziales und Senioren beantragen( Antrag Köln-Pass (formular-server.de) -  ermöglicht verbilligte Monatskarten (http://www.kvb-koeln.de/german/tarife/tickets/stadt_ticket.html )

17.1 Stromspar-Check

Gefördert vom Bundesumweltministerium bietet der Caritasverband für die Stadt Köln einen Service zur Beratung über Energieeinsparung. Siehe hierzu:

stromsparcheck@caritas-koeln.de, Herr Thomas Munz, Tel.: 0221 98638010
18 Unterhaltsleistungen nach Asylbewerberleistungsgesetz und SGB II

Asylbewerber erhalten, was sie für das tägliche Leben brauchen. Das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) (s. http://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/BJNR107410993.html)  regelt ihre Versorgung. Die Leistungen werden durch das Amt für Soziales und Senioren gezahlt. Nach Umzug in eine eigene Wohnung werden die Leistungen "zur Deckung persönlicher Bedürfnisse des täglichen Lebens" (umgangssprachlich Taschengeld) um Leistungen zur Deckung des "notwendigen Bedarfs" erhöht.

Anerkannte Asylberechtigte erhalten Leistungen nach SGB II. Die Leistungen werden vom Jobcenter bezahlt. 
19 Wohngeld

Alle Informationen, Antragsformular und Wohngeldrechner findet man auf dieser Webseite:
https://www.stadt-koeln.de/service/produkte/00704/index.html
20 Eröffnen Bankkonto

Das Recht auf Zugang zu einem Basiskonto ist auch Asylsuchenden und Verbrauchern ohne Aufenthaltstitel, die aber aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht abgeschoben werden können, jetzt gesetzlich eingeräumt. Es geht um die Eröffnung eines sogenannten Basiskontos – ein Konto auf Guthabenbasis.

Achtung: Die Eröffnung eines Kontos ist nur mit gültigen Identitätspapieren möglich ( bei illegal Eingereisten ohne Papiere muss deshalb abgewartet werden bis die Ausländerbehörde ein Aufenthaltspapier aushändigt).

Zu den grundlegenden Funktionen eines Basiskontos gehören das Ein- und Auszahlungsgeschäft, Lastschriften, Überweisungen und das Zahlungskartengeschäft. Überziehungen sind nicht möglich (Vorsicht bei Ratenkäufen und Daueraufträgen (z. B. Handy Vertrag)).

21 Weitere Informationsquellen
Broschüre „Rassismus auf dem Wohnungsmarkt - Diskriminierung erkennen und bekämpfen. Eine Handreichung für Vermieter*innen, Beratungsstellen und Betroffene“. Diese Broschüre von Doris Liebscher und Alexander Klose (Büro für Recht und Wissenschaft), herausgegeben von der Antidiskriminierungsberatung Brandenburg, ist für Betroffene im gesamten Bundesgebiet und Unterstützende sehr nützlich. Anhand verschiedener Beispiele von Diskriminierungen auf dem Wohnungsmarkt und im Wohnumfeld wird gezeigt, was dagegen unternommen werden kann: http://www.antidiskriminierungsberatung-brandenburg.de/sites/default/files/attachements/ADB_Broschuere_web.pdf 

Der Wegweiser Wohnen der Stad Köln: http://www.ki-koeln.de/downloads/wegweiser-wohnen-in-koeln/
22 Sonstiges
Beschwerden:  Gibt es Problemem mit dem Zustand der Wohnung (z.B. Schimmel) ist die Wohnungsaufsicht beim Amt für Wohnungswesen anzusprechen.
Anerkennung der Kosten für Mieterverein möglich: In bestimmten Angelegenheiten (Anlässe können z.B. sein: Wohnungskündigung, Mieterhöhungsgesuch, Nebenkostenabrechnung, Renovierungsverpflichtung…) kann die zuständige Leistungsabteilung entscheiden, dass eine Überprüfung notwendig ist; diese kann mit Einverständnis der Kundin / des Kunden dem Mieterverein Köln übertragen werden. Sofern noch keine Mitgliedschaft im Mieterverein besteht, stellt die Leistungsabteilung in diesem Fall eine Kostenanerkenntnis für die einjährige Mitgliedschaft aus. Die Beitragszahlung selbst erfolgt dann durch die Stadt Köln, Amt für Soziales und Senioren. Ein Rechtsanspruch auf Mitgliedschaft und Kostenübernahme besteht nicht.
Haftpflichtversicherung:  Es macht Sinn für die Familie einen Haftpflichtversicherung abzuschliessen, um Risiken bei selbstverschuldeten Schäden (z.B. Fensterscheibe gebrochen, Brand in der Küche .. ) an der Wohnung abzudecken. Die Versicherung sollte generell „Ällmählichkeitsschäden“ und am besten auch Schimmelbildung mit abdecken Vorsicht bei Versicherungsvertretern, die den Geflüchteten gerne zu hohe und zu viele Versicherungen andrehen.
Beratung durch die Verbraucherzentrale: Bei vertragsrechtlichen Problemen (z.B. ungewollter Vertragsabschluß am Telefon, Probleme mit dem Vermieter) sollte die Verbraucherzentrale konsultiert werden. Im Projekt „Get In“ der Verbraucherzentrale NRW werden Materialien zur Schulung von Gelüchteten in Themen wie Bankgeschäfte, Handyverträge etc. angeboten. Siehe: Materialien des Projekts "Get In" | Verbraucherzentrale NRW 
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